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Kleine Anfrage Nr. 352 

der Fraktion der Deutschen Partei 
betr. Politische Fragebogen. 


Das Bundesministerium des Innern verwertet in Anw endung des 
von ihm pflichtgemäß auszuübenden personalpolitischen Ermessens 
bei der Einstellung und Beförderung der öffentlichen Bediensteten 
des Bundes nach wie vor politische Fragebogen. 

Die Bundesregierung wird deshalb um Auskunft über folgende 
Fragen gebeten: 

1. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das vom Bundes- 
ministerium des Innern gehandhabte Verfahren den Artikeln 3, 
4 und 139 GG entspricht, w onach niemand wegen seiner poli- 
tischen Anschauung benachteiligt werden darf, und w onach die 
Freiheit des weltanschaulichen Bekenntnisses unverletzlich ist? 

2. Vertritt die Bundesregierung die Ansicht, daß dieses Verfahren 
mit Artikel 33 Abs. 2 GG unter Beachtung des Artikels 139 in 
Übereinstimmung steht, w r onach jeder Deutsche nach seiner 
Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung gleichen Zugang 
zu jedem öffentlichen Amt hat? 

3. Hält es die Bundesregierung, zumal nach dem tatsächlichen Ab- 
schluß der Entnazifizierung, für rechtlich zulässig, daß durch 
die Verwendung politischer Fragebogen unter dem Vorwand 
der charakterlichen Überprüfung der Betroffenen eine verkappte 
Nachentnazifizierung durchgeführt wird und daß damit die 
öffentlichen Bediensteten des Bundes praktisch einer doppelten 
Entnazifizierung unterliegen? 

4. Billigt die Bundesregierung die Erklärung des Herrn Bundes- 
ministers des Innern vom 29. April 1953 auf einer Kundgebung 
des Deutschen Beamtenbundes in Bonn, daß die politischen 
Fragebogen ihre Berechtigung hätten, weil die durch die er- 
mittelte frühere Zugehörigkeit zur NSDAP oder deren Gliede- 
rungen die Feststellung einer charakterlichen Ungeeignetheit 
für den öffentlichen Dienst ermögliche? 

5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in zahlreichen, z. T. von 
den Parteien der Opposition maßgeblich beeinflußten Bundes- 
ländern politische Fragebogen bereits seit längerer Zeit bei der 
charakterlichen Überprüfung in der öffentlichen Verwaltung 
nicht mehr verwendet werden dürfen? Ist die Bundesregierung 
gewillt, sich diesem Verfahren anzuschließen? 


Bonn, den 30. Juni 1953 


Ewers 

Dr. von Merkatz und Fraktion 
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